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Weitere Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
12.05.2021 

17. Novelle zur Außenwirtschaftsverordnung 
(AWV) in Kraft getreten. 
 
VIERTE ÄNDERUNG ZUR VERSCHÄRFUNG DER INVESTITIONSKONTROLLEN INNERHALB EINES JAHRES 

 
 
 
Executive Summary 
 
 Die 17. Novelle zur AWV ist am 1. Mai 2021 in Kraft 

getreten; es handelt sich bereits um die vierte Ände-
rung der deutschen Investitionskontrolle im Außen-
wirtschaftsrecht innerhalb eines Jahres, die zusätzli-
che Hürden für Investitionen in deutsche Unter-
nehmen durch Unionsfremde schafft. 

 Die Novelle erweitert die Meldepflicht für Investi-
tionen auf neue Fallgruppen im Bereich der Zu-
kunfts- und Hochtechnologien wie Künstliche Intelli-
genz, autonomes Fahren, Halbleiter, Optoelektronik 
oder Quantentechnologie, die ein Beteiligungsvolu-
men von mindestens 20% erreichen. 

 Der bisherige Schwellenwert von 10% der Anteile 
gilt weiterhin für die bereits definierten Kritischen 
Infrastruktursektoren.  

 Für die durch die 15. AWV-Novelle eingefügten 
Erwerbsvorhaben im Gesundheitssektor (sog. 
„Corona-Novelle“) gilt nun ebenfalls der 20%-
Schwellenwert. 

 Die Aufstockung von Beteiligungen löst bei Errei-
chung von bestimmten Schwellenwerten weitere 
Meldepflichten aus. 

 Die Fristen der Prüfverfahren wurden aneinander 
angepasst, um den Wechsel zwischen den Verfahren 
zu erleichtern. 
 

 
Vor dem Hintergrund, dass Investitionsvorhaben immer 
häufiger politisch-strategischen Interessen dienen und es 
deshalb eines effektiven Investitionsprüfungsinstru-
ments bedarf, das die sicherheitspolitischen Belange der 

Bundesrepublik Deutschland schützt, hat sich die Bun-
desrepublik Deutschland gemeinsam mit Frankreich und 
Italien seit 2017 auf europäischer Ebene für die Ände-
rung der unionsrechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Überprüfung von Direktinvestitionen eingesetzt. Aus 
dieser Initiative ging letztlich die Verordnung (EU) 
2019/452 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 19.03.2019 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen in der 
Union1 (EU-Screening-Verordnung) hervor, die am 
11.10.2020 in Kraft getreten ist.  
 
Im vergangenen Jahr wurden zur Anpassung der deut-
schen Investitionskontrolle im Außenwirtschaftsrecht an 
die EU-Screening-Verordnung bereits drei Änderungen 
beschlossen und umgesetzt: 
 
AWG Novelle 2020:2 Am 08.04.2020 beschloss das Bun-
deskabinett die Novellierung des Außenwirtschaftsgeset-
zes (AWG). Nach Beschluss des Bundestags vom 
10.07.20203 ist die 1. AWG Novelle am 17.07.2020 in 
Kraft getreten. Dadurch wurde insbesondere der Prü-
fungsmaßstab des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) erweitert und Investitionen durch 
Unionsfremde - vor allem in den Bereichen Kritischer 
Infrastruktur und Kritischer Technologien - in deutsche 
Unternehmen deutlich erschwert. Meldepflichtige Er-

                                                                 
1 abrufbar unter EU-Screening-Verordnung. 
2 Ausführlich zur AWG-Novelle: GSK Update „Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetz 2020 – Auf dem Weg zum Protektionismus?“ vom 
28.04.2020, abrufbar unter GSK Update: Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetz 2020 - auf dem Weg zum Protektionismus?. 
3 Bundestagsbeschluss zur ersten Änderung des Außenwirtschaftsge-
setzes vom 10.07.2020 und Verkündung im Bundesgesetzblatt am 
16.07.2020, abrufbar unter Bundesgesetzblatt Jahrgang 2020 Teil I 
Nr. 35, 1637. 

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2019/452/oj?locale=de
https://www.gsk.de/de/aenderung-des-aussenwirtschaftsgesetz-2020-auf-dem-weg-zum-protektionismus/
https://www.gsk.de/de/aenderung-des-aussenwirtschaftsgesetz-2020-auf-dem-weg-zum-protektionismus/
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s1637.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s1637.pdf
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werbe sind seitdem im sektorübergreifenden Bereich bis 
zum Abschluss des Investitionsverfahrens schwebend 
unwirksam und unterliegen bis zur Freigabe einem straf-
bewehrten Vollzugsverbot. Verstöße gegen das Vollzugs-
verbot können sogar zur Untersagung des Erwerbs füh-
ren. 
 
Zeitgleich hierzu wurde auch die Novellierung der Au-
ßenwirtschaftsverordnung (AWV) angekündigt. Die AWV 
enthält unter anderem die Bestimmungen darüber, 
welche Investitionen meldepflichtig sind. 
 
15. AWV Novelle:4 Bereits am 27.04.2020 legte das 
BMWi als Reaktion auf die Entwicklungen der Corona-
Krise einen solchen Entwurf vor, welcher am 20.05.2020 
vom Bundeskabinett beschlossen wurde. Mit dieser 
Änderung sind Investitionen in Unternehmen, die einem 
sicherheitsrelevanten Bereich zuzuordnen sind, bereits 
im Fall eines Erwerbs von mindestens 10% der Stimm-
rechte meldepflichtig. Ferner wurde der durch die 1. 
AWG Novelle neu eingeführte Gefährdungsbegriff (öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung) konkretisiert. 
 
16. AWV Novelle:5 Da die EU-Mitgliedstaaten mit Wirk-
samwerden der EU-Screening-Verordnung ab dem 
11.10.2020 künftig bei Auslandsinvestitionen intensiver 
zusammenarbeiten, indem sich diese untereinander und 
mit der EU-Kommission über laufende Prüfverfahren 
austauschen, beschloss das Bundeskabinett am 
07.10.2020 die 16. AWV Novelle zum Abschluss der 
Vorbereitungen für den neuen EU-weiten-Kooperations-
mechanismus. 
 
Bereits mit der 16. AWV Novelle kündigte das BMWi eine 
weitere Änderung der AWV an, die sich auf die Erweite-
rung der Fallgruppen mit besonders prüfrelevanten 
Unternehmen auf Hersteller und Entwickler von Hoch- 
und Zukunftstechnologien fokussieren soll. Nun ist am 
                                                                 
4 Ausführlich zur AWV-Novelle GSK Update „Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) – verschärfte Investitionskontrollen als 
Reaktion auf die Corona-Krise“ vom 06.05.2020, abrufbar unter GSK 
Update: Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (AWV). 
5 Sechzehnte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverord-
nung vom 07.10.2020, abrufbar unter 16. AWV Novelle - Verordnungs-
entwurf der Bundesregierung. 

01.05.2021 die 17. AWV Novelle6 in Kraft getreten, mit 
der weitere Fallgruppen im Zukunfts- und Hochtechno-
logiesektor aufgenommen wurden. Ab Erwerben von 
20% durch Unionsfremde werden künftig Meldepflichten 
in diesen Bereichen ausgelöst. Ferner wird erstmals auch 
der „Hinzuerwerb“ desselben Investors prüfrelevant, 
wenn dieser mit einer erneuten Investition eine gewisse 
Schwelle überschreitet. Außerhalb kritischer Infrastruk-
turen wird die Investitionskontrolle künftig nur noch ab 
Erreichen eines Schwellenwerts von 20% ausgelöst.  
 
Die wichtigsten Änderungen der AWV im Detail: 
 
Ausdehnung der Meldepflicht: Mit der Einfügung des 
neuen § 55a AWV neue Fassung (n.F.) werden die Fall-
gruppen erweitert, bei denen eine Meldepflicht ausge-
löst werden kann. Erfasst werden jetzt Unternehmen, 
die unter anderem im Bereich künstlicher Intelligenz, 
autonomes Fahren, Robotik, Cyber Security, Quantenin-
formatik, Luft- und Raumfahrt, kritischer Rohstoffe, 
geheimgestellter Patente und ab einer bestimmten Grö-
ße in der Landwirtschaft tätig sind.  
Nach § 56 Abs. 1 Nr. 2 n.F. wird die Meldepflicht bei 
Investitionen in Unternehmen im Tätigkeitsbereich der 
neueingefügten Fallgruppen ab einem Erwerb von 20% 
der Stimmrechte ausgelöst. 
 
Erhöhung von Schwellenwerten: Bisher waren bei den 
im Zuge der 15. AWV Novelle in § 55 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 bis 
11 AWV alte Fassung (a.F.) neu definierten sicherheitsre-
levanten Bereichen, die Unternehmen aus dem Gesund-
heitssektor betreffen, Investitionen beim Erwerb von 
mindestens 10% der Stimmrechte meldepflichtig. 
 
Mit der Änderung der AWV fallen künftig gem. § 56 
Abs. 1 Nr. 2 AWV n.F. jedoch auch die Nr. 8-11 der mit 
der 15. AWV Novelle eingefügten Fallgruppen in § 55 

                                                                 
6 Abrufbar unter BAnz AT 30.04.2021 V1; Referentenentwurf des BMWi 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung vom 22.01.2021, 
abrufbar unter 17. AWV Novelle - Referentenentwurf vom 22.01.2021 
und in der Kabinettsfassung vom 27.04.2021, abrufbar unter 17. AWV 
Novelle - Kabinettsfassung vom 27.04.2021. 

https://www.gsk.de/de/gsk-update-aenderung-der-aussenwirtschaftsverordnung-awv/
https://www.gsk.de/de/gsk-update-aenderung-der-aussenwirtschaftsverordnung-awv/
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/sechzehnte-verordnung-zur-aenderung-der-au%C3%9Fenwirtschaft-verordnungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/sechzehnte-verordnung-zur-aenderung-der-au%C3%9Fenwirtschaft-verordnungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/zUj1Xbe2AY3Nftk55Zd/content/zUj1Xbe2AY3Nftk55Zd/BAnz%20AT%2030.04.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/referentenentwurf-siebzehnte-verordnung-zur-aenderung-der-aussenwirtschaftsverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/kabinettsfassung-siebzehnte-verordnung-zur-aenderung-der-aussenwirtschaftsverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/kabinettsfassung-siebzehnte-verordnung-zur-aenderung-der-aussenwirtschaftsverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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Abs. 1 S. 2 AWV a.F. (§ 55a Abs. 1 AWV n.F.) unter die 
20% Schwelle zur Meldepflicht, die zuvor der 10% 
Schwelle unterlagen. Damit wurde der Schwellenwert für 
die Meldepflicht bei Unternehmen aus dem Gesund-
heitssektor erhöht. 
 
Meldepflicht bei Erhöhung der Beteiligung: Grundsätz-
lich ist jeder Erwerb (auch nach der a.F.) eines in die 
Fallgruppen des § 55a Abs. 1 AWV n.F. fallenden inländi-
schen Unternehmens oder einer (un-)mittelbaren Betei-
ligung durch einen Unionsfremden bei Erreichen oder 
Überschreiten der Schwellenwerte dem BMWi unverzüg-
lich zu melden (§ 55a Abs. 4 AWV n.F., § 55 Abs. 4 AWV 
a.F.). 
 
Durch die Änderung in § 56 Abs. 2 AWV n.F. wird nun 
erstmals klargestellt, dass auch der Erwerb von weiteren 
Stimmrechten (sog. Hinzuerwerb) meldepflichtig sein 
kann, wenn bereits der Ersterwerb die Meldepflicht 
ausgelöst hat. Hinzuerwerbe zusätzlicher Stimmrechts-
anteile durch Investoren, die bereits Anteile haben, die 
der Investitionsprüfung unterliegen, sind dann melde-
pflichtig, wenn mit dem Hinzuerwerb die weiteren in 
§ 56 Abs. 2 Nr. 1 – 3 AWV n.F. aufgelisteten Schwellen-
werte wie 20%, 25%, 40%, 50% oder 75% erreicht wer-
den.  
 
Fristenanpassung: Dem BMWi soll es in Zukunft möglich 
sein, zwischen den Verfahren zu wechseln. Daher wur-
den durch den neuen § 58a AWV n.F. die Fristen für die 
sektorübergreifenden und sektorspezifischen Prüfungen 
aneinander angepasst (vgl. § 61 AWV n.F.). Künftig endet 
ein mittels Meldung eingeleitetes Vorverfahren entwe-
der durch Freigabe oder durch Freigabefiktion. Die Frei-
gabefiktion tritt nach § 14a AWG in beiden Verfahren 
ein, wenn das BMWi nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Kenntniserlangung vom Erwerb das Prüfverfahren 
einleitet oder in einem bereits laufenden Prüfverfahren 
innerhalb von vier Monaten nach dem vollständigen 
Eingang der relevanten Unterlagen seine Befugnisse 
ausübt. Dabei kann das BMWi in besonders schwierigen 

Fällen die Frist um maximal vier weitere Monate verlän-
gern. 
 
Sonstige Änderungen: 
 
 Der unmittelbare Erwerber bleibt bei Erreichen der 

Schwellenwerte zur Meldung gem. § 55a Abs. 4, 
Abs. 5 AWV n.F. verpflichtet, auch wenn der mittel-
bare Erwerber die Meldung schon vorgenommen 
hat. Die Regelung in § 55 Abs. 4 S. 4 AWV a.F., nach 
welcher der unmittelbare Erwerber keiner Melde-
pflicht unterliegt, wenn der mittelbare Erwerber die 
Meldung getätigt hat, wurde ersatzlos gestrichen. 
 

 Das Bestehen einer Meldepflicht und der Antrag auf 
Unbedenklichkeit schließen sich künftig gem. § 58 
Abs. 3 AWV n.F. aus. 
 

 Die Prüfungskompetenz des BMWi wird ferner im 
Bereich der sektorspezifischen Prüfungen ausge-
dehnt. Insbesondere wird durch die neuformulierte 
Nr. 1 des § 60 Abs. 1 AWV n.F. auf sämtliche Rüs-
tungsgüter im Sinne von Teil I Abschnitt A der Aus-
fuhrliste Bezug genommen. 

 
Die 17. AWV Novelle wurde am Freitag, den 30.04.2021 
im Bundesanzeiger veröffentlicht.7 Die Verordnung tritt 
am Tag folgend auf die Veröffentlichung in Kraft. Inner-
halb von vier Monaten kann der Bundestag die Novelle 
noch aufheben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                 
7 Abrufbar unter BAnz AT 30.04.2021 V1. 
 

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/zUj1Xbe2AY3Nftk55Zd/content/zUj1Xbe2AY3Nftk55Zd/BAnz%20AT%2030.04.2021%20V1.pdf?inline
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